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Satzung über die Erhebung von Beiträgen für die zentrale 
Schmutzwasserbeseitigung der Stadt Norderstedt 

(Schmutzwasserbeitragssatzung) 
vom 26.11.2014 

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung Schleswig-Holstein, der §§ 1, 2, 8, 9 und 9a des 
Kommunalabgabengesetzes Schleswig-Holstein, alle in der jeweils geltenden Fassung, wird 
nach Beschlussfassung durch die Stadtvertretung vom 18.11.2014 folgende Satzung erlas-
sen: 

§ 1 

Öffentliche Einrichtungen 

Die Stadt Norderstedt betreibt eine zentrale öffentliche Einrichtung für die Schmutzwasser-
beseitigung nach Maßgabe des § 2 Abs. 1 ihrer Satzung über die Schmutzwasserbeseiti-
gung (Allgemeine Schmutzwasserbeseitigungssatzung - ASS) in der jeweils geltenden Fas-
sung. 

§ 2 

Beitragserhebung 

(1) Die Stadt erhebt im Entsorgungsgebiet Beiträge für die Herstellung der zentralen öffent-
lichen Schmutzwasserbeseitigungseinrichtung. Die Erschließung von Grundstücken in 
neuen Baugebieten (räumliche Erweiterung der Schmutzwasserbeseitigungsanlagen) 
gilt als Herstellung einer zentralen öffentlichen Schmutzwasserbeseitigungsanlage. 

(2) Die Erhebung von Beiträgen für den Ausbau, die Erneuerung sowie für den Umbau der 
zentralen öffentlichen Schmutzwasserbeseitigungsanlagen wird von der Stadt ggf. in ei-
ner besonderen Satzung geregelt. 

§ 3 

Kostenerstattungen 

Für die Herstellung von zusätzlichen Grundstücksanschlüssen im Sinne von § 4 Nr. 3 der 
Allgemeinen Schmutzwasserbeseitigungssatzung fordert die Stadt Erstattung der Kosten 
bzw. Ersatz der Aufwendungen in tatsächlicher Höhe. Grundstücksanschlüsse, die nachträg-
lich durch die Teilung oder zusätzliche Bebauung von Grundstücken erforderlich werden, 
gelten als zusätzliche Grundstücksanschlüsse i.S. von Satz 1; dies gilt nur, wenn kein Her-
stellungsbeitrag festgesetzt und erhoben werden kann. 

§ 4 

Grundsätze der Beitragserhebung 

(1) Die Stadt erhebt einmalige Beiträge für die zentrale öffentliche Einrichtung der 
Schmutzwasserbeseitigung.  

(2) Beiträge werden erhoben zur Abgeltung der Vorteile, die durch die Möglichkeit der Inan-
spruchnahme entstehen.  



  

  
 

2/6  
 

Ortsrecht der 
Stadt Norderstedt 

§ 5 

Beitragsfähige Aufwendungen 

(1) Beitragsfähig sind alle Investitionsaufwendungen für die eigenen Anlagen der Stadt für 
die zentrale öffentliche Schmutzwasserbeseitigung nach der Allgemeinen Schmutzwas-
serbeseitigungssatzung einschl. der Aufwendungen für die jeweils ersten Grundstücks-
anschlüsse.  Aufwendungen für Anlagen Dritter (Baukostenzuschüsse), insbesondere 
an die Hamburger Stadtentwässerung (HSE), die Gemeinde Henstedt-Ulzburg und den 
Abwasserzweckverband Pinneberg (AZV) sind beitragsfähig, wenn die Stadt durch sie 
dauerhafte Nutzungsrechte an Abwasseranlagen erworben hat. 

(2) Bei der Berechnung der Beitragssätze sind Zuschüsse sowie die durch spezielle De-
ckungsmittel auf andere Weise gedeckten Aufwandsteile abzuziehen. 

§ 6 

Berechnung des Beitrags 

Der Beitrag errechnet sich durch die Vervielfältigung der nach den Bestimmungen über den 
Beitragsmaßstab (§ 8) berechneten und gewichteten Grundstücksfläche mit dem Beitrags-
satz (§ 14). 

§ 7 

Gegenstand der Beitragspflicht 

(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an eine zentrale öffentliche Schmutz-
wasserbeseitigungseinrichtung angeschlossen werden können und für die 

1. eine bauliche, gewerbliche, industrielle oder vergleichbare Nutzung festgesetzt ist, 
sobald sie bebaut, gewerblich, industriell oder in vergleichbarer Weise genutzt wer-
den dürfen, 

2. eine bauliche, gewerbliche, industrielle oder vergleichbare Nutzung nicht festge-
setzt ist, wenn sie nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geord-
neten baulichen Entwicklung in der Stadt zur Bebauung oder gewerblichen, indust-
riellen oder vergleichbaren Nutzung anstehen. 

(2) Wird ein Grundstück an die zentrale öffentliche Schmutzwasserbeseitigungseinrichtung 
tatsächlich angeschlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Vo-
raussetzungen des Absatzes 1 nicht erfüllt sind. 

(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im grundbuch-
rechtlichen Sinne. 

§ 8 

Betragsmaßstab für die Schmutzwasserbeseitigung 

(1) Der Abwasserbeitrag für die Schmutzwasserbeseitigung wird aufgrund der nach der 
Zahl der Vollgeschosse gewichteten Grundstücksfläche (Vollgeschossmaßstab) erho-
ben. 

(2) Für die Ermittlung der Grundstücksfläche gilt: 

1. Soweit Grundstücke im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes (§ 30 BauGB), ei-
ner Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB oder in einem Gebiet liegen, für das ein Be-
bauungsplanentwurf die Voraussetzungen des § 33 BauGB erfüllt, wird die Fläche, 
auf die der Bebauungsplan bzw. der Bebauungsplanentwurf die bauliche, gewerbli-
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che, industrielle oder vergleichbare Nutzungsfestsetzung bezieht, in vollem Umfang 
berücksichtigt.  

2. Liegt ein Grundstück nicht im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes, aber im 
unbeplanten Innenbereich (§ 34 BauGB) oder im Geltungsbereich einer Satzung 
nach § 35 Abs. 6 BauGB (Außenbereichssatzung), wird die Grundstücksfläche, die 
baulich, gewerblich, industriell oder vergleichbar genutzt wird oder genutzt werden 
kann, in vollem Umfang berücksichtigt. 

Als Fläche in diesem Sinne gilt die Grundstücksfläche bis zu einer Tiefe von 42 m (Tie-
fenbegrenzungsregelung). Bei Grundstücken, die aufgrund der Umgebungsbebauung 
im jenseits der Tiefenbegrenzung gelegenen Teil selbständig baulich, gewerblich, in-
dustriell oder in ähnlicher Weise nutzbar sind, wird eine Tiefe von 84 m zu Grunde ge-
legt.  

Ist das Grundstück über die Tiefenbegrenzungsregelung hinaus baulich, gewerblich, in-
dustriell oder vergleichbar genutzt, wird die Fläche bis zum Ende dieser Nutzung zu 
Grunde gelegt. Eine übergreifende Nutzung wird nur berücksichtigt, wenn die bauliche 
Anlage oder die Nutzung nicht schon von einer anderen Tiefenbegrenzungsregelung er-
fasst ist oder es sich um einen einheitlichen Baukörper handelt. Als Bebauung im Sinne 
der vorstehenden Regelungen gelten nicht untergeordnete Baulichkeiten wie z.B. Gar-
tenhäuser, Schuppen, Ställe für die Geflügelhaltung für den Eigenverbrauch und dgl., 
anders aber Garagen. 

Für die vorstehenden Regelungen dient zur Abgrenzung der baulich, gewerblich, indust-
riell oder vergleichbar genutzten Grundstücksfläche eine Linie im gleichmäßigen Ab-
stand von der Straße, dem Weg oder dem Platz ohne Rücksicht darauf, ob darin die Lei-
tung, an die angeschlossen werden kann, verlegt ist. Der Abstand wird 

a) bei Grundstücken, die an die Straße, den Weg oder Platz angrenzen, von der Stra-
ßengrenze aus gemessen, 

b) bei Grundstücken, die mit der Straße, dem Weg oder dem Platz nur durch eine Zu-
wegung verbunden sind, vom Ende der Zuwegung an gemessen. 

3. Für bebaute, angeschlossene Grundstücke im Außenbereich (§ 35 BauGB) wird als 
Grundstücksfläche die mit baulichen Anlagen, die angeschlossen oder anschließ-
bar sind, überbaute Fläche vervielfältigt mit 5. Der angeschlossene, unbebaute und 
gewerblich, industriell oder in vergleichbarer Weise genutzte Teil von Grundstücken 
im Außenbereich wird zusätzlich berücksichtigt. Höchstens wird die tatsächliche 
Grundstücksfläche berücksichtigt.  Die nach Satz 1 ermittelte Fläche wird den bau-
lichen Anlagen derart zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand 
von den Außenwänden der baulichen Anlagen verlaufen (Umgriffsfläche); bei einer 
Überschreitung der Grundstücksgrenze durch diese Zuordnung und soweit Flächen 
nach Satz 2 dabei überdeckt würden, erfolgt eine gleichmäßige Flächenergänzung 
auf den anderen Seiten. Sätze 1 bis 4 gelten für unbebaute Grundstücke im Au-
ßenbereich, die anschließbar sind, weil sie früher bebaut waren und nach § 35 
BauGB wieder bebaubar sind, entsprechend. Als mit baulichen Anlagen überbaute 
Fläche gilt die Fläche, die früher auf dem Grundstück überbaut war. 

4. Für Campingplätze und Freibäder wird die volle Grundstücksfläche zu Grunde ge-
legt. Für Dauerkleingärten, Sportplätze, Festplätze, Friedhöfe mit oder ohne Be-
bauung und Grundstücke mit ähnlichen Nutzungen wird die Grundstücksfläche nur 
mit 30 v.H. angesetzt; ergibt sich bei einer Berechnung nach Ziff. 3 Satz 1 eine 
größere Fläche, so wird diese angesetzt.  
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(3) Für die Ermittlung des unterschiedlichen Maßes der Nutzung wird die nach Absatz 2 
ermittelte Grundstücksfläche  

1. vervielfacht mit: 

a) 1,00 bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss, 
b) 1,30 bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen, 
c) 1,50 bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen, 
d) 1,70 bei einer Bebaubarkeit mit vier Vollgeschossen, 
e) 1,85 bei einer Bebaubarkeit mit fünf Vollgeschossen, 
f) 2,00 bei einer Bebaubarkeit mit sechs Vollgeschossen, 
g) 2,15 bei einer Bebaubarkeit mit sieben oder acht Vollgeschossen und 
h) 2,30 bei einer Bebaubarkeit mit neun oder mehr Vollgeschossen 

2. Für Grundstücke, die von einem Bebauungsplan oder einem Bebauungsplanent-
wurf, der die Voraussetzungen des § 33 erfüllt, erfasst sind, ergibt sich die Zahl der 
Vollgeschosse wie folgt: 

a) Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der höchstzulässigen 
Zahl der Vollgeschosse. 

b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt die tatsächliche Zahl der 
Vollgeschosse.  

c) Ist nur die zulässige Höhe von baulichen Anlagen festgesetzt, gilt als 
Zahl der Vollgeschosse die höchstzulässige Höhe geteilt durch 2,8 m, 
wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen kaufmännisch auf- oder abgerun-
det werden. 

Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse zugelassen oder 
vorhanden, ist diese zu Grunde zu legen; das gilt entsprechend, wenn die höchstzuläs-
sige Höhe der baulichen Anlagen überschritten wird. 

3. Für Grundstücke oder Grundstücksteile, soweit sie von einem Bebauungsplan nicht 
erfasst sind, oder für Grundstücke oder Grundstücksteile, für die ein Bebauungs-
plan die Zahl der Vollgeschosse, die Baumassenzahl oder die Höhe der baulichen 
Anlagen nicht festsetzt, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse 

a) bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der tatsächlich vor-
handenen Vollgeschosse;  

b) bei unbebauten aber bebaubaren Grundstücken als zulässige Zahl der 
Vollgeschosse unter Berücksichtigung der in der näheren Umgebung 
überwiegend vorhandenen Zahl der Vollgeschosse. 

4. Bei Grundstücken, auf denen Garagen oder Stellplätze zulässig oder vorhanden 
sind, gelten Garagengeschosse als Vollgeschosse; mindestens wird ein Vollge-
schoss zu Grunde gelegt. 

5. Bei Kirchen und Friedhofskapellen wird ein Vollgeschoss zu Grunde gelegt. 

6. Bei Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber gewerblich o-
der industriell genutzt werden können oder werden, wird ein Vollgeschoss zu Grun-
de gelegt. Das gilt für Campingplätze und Freibäder entsprechend, es sei denn, aus 
der Bebauungsmöglichkeit oder der Bebauung ergibt sich eine höhere Zahl der 
Vollgeschosse, die dann zu Grunde gelegt wird. 

7. Bei Grundstücken, bei denen die Bebauung auf Grund ihrer Nutzung nur unterge-
ordnete Bedeutung hat oder die nur in einer der baulichen oder gewerblichen Nut-
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zung vergleichbaren Art genutzt werden können, insbesondere Dauerkleingärten, 
Festplätze, Friedhöfe und Sportplätze, wird anstelle eines Faktors nach Ziff. 1. die 
anrechenbare Grundstücksfläche mit dem Faktor 1,0 gewichtet.   

8. Vollgeschosse i.S. der vorstehenden Regelungen sind nur Vollgeschosse i.S. der 
Landesbauordnung. Ergibt sich aufgrund alter Bausubstanz, dass kein Geschoss 
die Voraussetzungen der Landesbauordnung für ein Vollgeschoss erfüllt, wird ein 
Vollgeschoss zu Grunde gelegt. 

(4)  Überbaute Flächen von baulichen Anlagen oder selbständigen Teilen von baulichen 
Anlagen auf angeschlossenen Grundstücken im Außenbereich (Abs. 2 Ziff. 3), die ihrer-
seits nicht angeschlossen sind und nach der Art ihrer Nutzung auch keinen Anschluss-
bedarf haben oder nicht angeschlossen werden dürfen, bleiben bei der Festsetzung des 
Beitrages unberücksichtigt.  

§ 9 

Beitragspflichtige 

Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Bescheides Eigentümerin oder 
Eigentümer des Grundstücks oder zur Nutzung am Grundstück dinglich Berechtigte oder 
Berechtigter ist. Mehrere Beitragspflichtige sind Gesamtschuldnerinnen oder Gesamtschuld-
ner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer 
entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 

§ 10 

Entstehung des Beitragsanspruchs 

(1) Der Beitragsanspruch für die Schmutzwasserbeseitigung entsteht mit der betriebsferti-
gen Herstellung der zentralen öffentlichen Schmutzwasserbeseitigungsanlage vor dem 
Grundstück einschließlich des ersten Grundstücksanschlusses. Soweit ein Beitragsan-
spruch nach dem Satz 1 noch nicht entstanden ist, entsteht er spätestens mit dem tat-
sächlichen Anschluss. 

(2) Im Falle des § 7 Abs. 2 entsteht der Beitragsanspruch mit dem Anschluss, frühestens 
jedoch mit der Genehmigung des Anschlusses nach der Allgemeinen Schmutzwasser-
beseitigungssatzung. 

(3) In den Fällen des § 8 Abs. 4 entstehen die Beitragsansprüche für die bei der Festset-
zung nicht berücksichtigten Flächen mit dem tatsächlichen Anschluss. 

§ 11 

Vorauszahlungen 

Auf Beiträge können bis zur Höhe des voraussichtlichen Beitrages Vorauszahlungen gefor-
dert werden, sobald mit der Ausführung einer Maßnahme begonnen wird. § 9 gilt entspre-
chend. 

§ 12 

Veranlagung, Fälligkeit 

Der Schmutzwasserbeitrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach der Be-
kanntgabe des Bescheides fällig. Bei der Erhebung von Vorauszahlungen können längere 
Fristen bestimmt werden. 

§ 13 
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Ablösung 

Vor Entstehung der Beitragspflicht kann der Beitragsanspruch im Ganzen durch Vertrag zwi-
schen dem Beitragspflichtigen und der Stadt in Höhe des voraussichtlich entstehenden An-
spruches abgelöst werden. Für die Berechnung des Ablösebetrages gelten die Bestimmun-
gen dieser Satzung. 

§ 14 

Beitragssatz 

Der Beitragssatz für die Herstellung der zentralen öffentlichen Schmutzwasserbeseitigungs-
einrichtung beträgt 2,11 Euro/m². 

§ 15 

Datenschutzbestimmungen 

Zur Ermittlung der Beitragspflichtigen und zur Festsetzung der Beiträge im Rahmen der Ver-
anlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen 
und grundstücksbezogenen Daten zulässig, die erhoben werden dürfen aus Unterlagen wie 
Liegenschaftsbücher des Katasteramtes, Grundbücher der Grundbuchamtes, Grundsteuer-
datei der Stadt und Bauakten der unteren Bauaufsichtsbehörde. Die Stadt darf sich diese 
Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der 
Beitragserhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten; die Daten können wiederum ganz 
oder teilweise zu eigenen Dateien zusammengefasst werden. 
 

§ 16 

Inkrafttreten/Außerkrafttreten 

(1)  Die Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2012 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Beitrags- und Gebührensatzung zur Satzung über die Abwasserbe-
seitigung der Stadt Norderstedt vom 01.11.2006 außer Kraft. 

(3) Durch das rückwirkende Inkrafttreten dürfen Beitragspflichtige nicht schlechter gestellt 
werden, als nach der ersetzten Satzung (§ 2 Abs. 2 Satz 3 KAG). Von der Rückwirkung 
erfasste Beitragsansprüche werden daher entsprechend niedriger festgesetzt, soweit 
die ersetzte Satzung zu einem geringeren Betrag geführt hätte. 

(4) Von der Geltung der rückwirkenden Regelung werden bestandskräftig/unanfechtbar 
gewordene Abgabenfestsetzungen nach den außer Kraft getretenen Vorschriften nicht 
berührt. 

 
Norderstedt, den 26.11.2014 
 
Stadt Norderstedt 
 
gez. 
 
Hans Joachim Grote 
Oberbürgermeister 


